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[S. 449] Art. I 
Das Gesetz betreffend das Strassenwesen vom 20. August 1893 wird in folgender 
Weise abgeändert und ergänzt: 
§ 2. Strassen I. Klasse sind Strassen, die dem Verkehr zwischen grösseren 
Landesteilen dienen, die Verbindung einzelner politischer Gemeinden des Kantons 
unter sich und ihren Hauptbestandteilen sowie unmittelbar mit den Nationalstrassen, 
den Eisenbahn- und Schiffstationen vermitteln oder mit entsprechenden Strassen 
anderer Kantone und Länder zusammenhängen. 
Hauptverkehrsstrassen sind die wichtigsten dieser Verbindungen. 
§ 8. Neubau und Korrektion der Strassen I. Klasse sind Sache des Staates. 
Für die Kosten sind die Mittel eines Fonds bestimmt, dem der nach Abzug des Anteils 
der Städte Zürich und Winterthur an den Motorfahrzeuggebühren verbleibende 
Reinertrag der Gebühren für Motorfahrzeuge und Fahrräder, sowie allfällige weitere 
zweckgebundene Mittel zugewiesen werden. 
Dem Kantonsrat ist mit dem Voranschlag das Strassenbauprogramm des kommenden 
Jahres schriftlich zu unterbreiten. 
§ 8 a. Neubau und Korrektion der Strassen II. und III. Klasse sind Sache der politischen 
Gemeinden. 
Für den Bau neuer sowie für die Veränderung und Verbesserung bestehender 
Strassen II. und III. Klasse und öffentlicher Fusswege übernimmt der Staat die 
technischen Vorarbeiten, die Bauleitung und die spezielle Bauaufsicht. // [S. 450] 
An die Baukosten der Strassen II. Klasse leistet der Staat einen Beitrag von 
mindestens 20 % und höchstens 50 %, der mit Rücksicht auf die Bedeutung der 
Strasse und die ökonomischen Kräfte der Gemeinden durch den Regierungsrat 
festgesetzt wird. An die Baukosten der Strassen III. Klasse und der öffentlichen 
Fusswege leistet er finanziell besonders schwer belasteten Gemeinden Beiträge bis auf 
30 %. 
§ 10. Der Staat unterhält die Strassen I. und II. Klasse. 
Die politischen Gemeinden haben indessen bei grössern Bekiesungen und 
Unterhaltsarbeiten am Strassenbelag, beim Scharren und Reinigen sowie in Notfällen 
bei Schädigungen durch Naturereignisse die nötigen Hilfskräfte auf ihre Kosten zu 
stellen. 
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§ 10 a. Der Winterdienst (Schneebruch und Glatteisbekämpfung) auf den 
Hauptverkehrsstrassen und den übrigen Strassen I. Klasse, die vorwiegend 
Durchgangsverkehr aufweisen, ist Sache des Staates; die politischen Gemeinden 
haben auf ihre Kosten die nötigen Hilfskräfte zu stellen und die Schneezeichen zu 
liefern. 
Im übrigen wird der Winterdienst auf den öffentlichen Strassen und den Trottoiren von 
den politischen Gemeinden besorgt. Für die Strassen I. und II. Klasse erhalten sie vom 
Staate das erforderliche Streumaterial. 
§ 11. Der Unterhalt der Strassen III. Klasse und der öffentlichen Fusswege ist Sache 
der politischen Gemeinden, in deren Banne sie liegen. 
§ 11 a. Wo die Verkehrsverhältnisse es erfordern, sollen Strassen und Plätze mit 
Radstreifen oder Radwegen und Trottoiren versehen werden. 
Für den Bau und Unterhalt von Radstreifen und Radwegen sind die §§ 8, 8 a und 10 
massgebend. 
Bau und Unterhalt von Trottoiren an Strassen I. Klasse sind Sache des Staates. Die 
politischen Gemeinden haben für // [S. 451] Teilstrecken in bebautem Gebiet 
angemessene Beiträge zu leisten. Für diese Strecken obliegt ihnen die Reinigung der 
Trottoire. 
Bau, Unterhalt und Reinigung von Trottoiren an Strassen II. und III. Klasse sind Sache 
der Gemeinden. 
§ 11 b. Der Regierungsrat richtet finanzschwachen Gemeinden, die durch den 
Unterhalt von Strassen und Trottoiren und durch den Winterdienst finanziell besonders 
schwer belastet werden, entsprechende Staatsbeiträge aus, 
§ 11 c. Der Regierungsrat erlässt die zur Erzielung einheitlicher Beleuchtung an 
Hauptverkehrsstrassen nötigen Vorschriften. 
Bau, Betrieb und Unterhalt von Beleuchtungsanlagen an Hauptverkehrsstrassen sind 
Sache des Staates, an allen übrigen öffentlichen Strassen Sache der politischen 
Gemeinden. 
Wo der Regierungsrat die einheitliche Beleuchtung von Hauptverkehrsstrassen 
anordnet, leisten die Gemeinden im bebauten Gebiet an die Erstellungs- und 
Betriebskosten dieser Anlagen Beiträge von 20 bis 50 % nach Massgabe ihres 
Interesses und ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit. Wird der seitliche Zutritt zu diesen 
Strassen verwehrt, entfällt die Beitragspflicht. 
§ 13. Wenn eine Gemeinde Strassen mit Abzugskanälen, besondern Bauwerken zum 
Schutze der Fussgänger oder andern ausserordentlichen Anlagen versieht, fallen die 
entsprechenden Bau- und Unterhaltskosten zu Lasten der Gemeinde. Soweit durch 
solche Anlagen die dem Staate obliegenden Leistungen vermindert werden, hat die 
Gemeinde Anspruch auf Rückvergütung. 
§ 15. Die Pflicht des Staates und der Gemeinden zum Bau und Unterhalt der Strassen 
und Trottoire bezieht sich in der Regel auf sämtliche Bestandteile derselben. 
Wo an bestehenden Strassen und Trottoiren Überfahrtsdolen, Schalen, Rampen und 
andere Anlagen für den seitli- // [S. 452] chen Zutritt auf Verlangen der Anstösser 
angebracht werden, sind sie an Strassen I. und II. Klasse durch den Staat, an Strassen 
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III. Klasse durch die Gemeinde auf Kosten des Anstössers zu erstellen. Der spätere 
Unterhalt ist Sache des Staates, beziehungsweise der Gemeinde. 
§ 16. Die Zuteilung der nach den §§ 8, 8 a, 11 a–c, 13 und 14 zu leistenden Beiträge 
und Vergütungen erfolgt auf Grund von Verordnungen des Regierungsrates, die der 
Genehmigung durch den Kantonsrat bedürfen. 
§ 18. Der Ausbau der Strassen, Fusswege und Trottoire erfolgt nach ihrer 
Verkehrsbedeutung. 
Der Regierungsrat stellt durch Verordnung Normalien für den Bau von Strassen, 
Fusswegen und Trottoiren auf. 
Bisheriger Absatz 2 wird Absatz 3. 
§ 31 a. Für Strassen I. Klasse werden Bau- und Niveaulinien im ganzen Kantonsgebiet 
ausserhalb der Städte Zürich und Winterthur durch die Direktion der öffentlichen 
Bauten festgesetzt. Vor der Beschlussfassung sind die beteiligten Gemeinden 
anzuhören und hernach die Pläne mit den nötigen Erläuterungen öffentlich aufzulegen 
unter Mitteilung an die betroffenen Grundeigentümer, die im Inland wohnen, und unter 
Ansetzung einer Frist von 20 Tagen, innert welcher Einsprachen eingereicht werden 
können. 
Gegen den Entscheid der Direktion der öffentlichen Bauten ist der Rekurs an den 
Regierungsrat zulässig; dessen Entscheid ist endgültig. 
§ 31 b. In dem Baugesetz nicht unterstellten Gebieten finden die §§ 120 und 129 des 
Baugesetzes sinngemäss Anwendung. 
Für Strassen I. Klasse ist die Direktion der öffentlichen Bauten zur Erteilung von 
Bewilligungen im Sinne von § 120 Abs. 2 des Baugesetzes und zum Entscheid über die 
Zulassung von Bauten beim Fehlen von Bau- und Niveaulinien gemäss § 129 des 
Baugesetzes zuständig. 
§ 31 c. Der Regierungsrat kann an öffentlichen Strassen, die für den raschen Verkehr 
ausgebaut sind, wie Umfahrungsstras- // [S. 453] sen oder Anschlussstrecken zu 
Nationalstrassen, den seitlichen Zutritt untersagen. 
Wird einem Grundstück durch das Verbot des seitlichen Zutrittes der einzige Zugang zu 
öffentlichem Strassengebiet entzogen, so hat der Eigentümer gegenüber dem Staat 
Anspruch auf angemessenen Ersatz für diese Zufahrt. Der Ersatz kann geleistet 
werden durch unentgeltliche Anweisung eines anderen ausreichenden Zufahrtsweges 
oder durch Entschädigung der Aufwendungen, wenn der Grundeigentümer die Zufahrt 
selbst erstellt hat. 
§ 35 a. Tankstellen und andere Anlagen, die den Strassenverkehr behindern oder 
gefährden, sind nicht gestattet. Der Regierungsrat kann zur Sicherung des 
Strassenverkehrs auf dem Verordnungswege die erforderlichen Bestimmungen 
erlassen. 
§ 37 Abs. 3. Zur Ausbeutung von Kies und Lehm im Bereiche projektierter oder 
auszubauender öffentlicher Strassen bedarf es bei Strassen I. und II. Klasse der 
Bewilligung der Direktion der öffentlichen Bauten, bei Strassen III. Klasse des 
Gemeinderates. 
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§ 54. Wer Vorschriften des Abschnittes IV dieses Gesetzes oder Verordnungen und 
Einzelverfügungen, die sich auf dieses Gesetz stützen, vorsätzlich oder fahrlässig 
missachtet, wird mit Busse bis zu 5000 Franken bestraft. 
Die Bestimmungen des Schweizerischen Strafgesetzbuches und des 
Strassenverkehrsgesetzes sowie des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen 
Strafgesetzbuch bleiben vorbehalten. 
In leichten Fällen kann von einer Bestrafung Umgang genommen werden. 
§ 55. Strafbar sind auch Bauherren, Bauleiter, Unternehmer und Vorgesetzte, die die 
Widerhandlung durch den Täter veranlassten oder pflichtwidrig duldeten. 
§ 56. Die Pflicht zur Wiederherstellung des gesetzmässigen Zustandes oder zum 
Ersatz des gestifteten Schadens wird durch die Bestrafung nicht aufgehoben. // [S. 454] 
§ 57. Für die Strassen und öffentlichen Fusswege der Städte Zürich und Winterthur 
finden von den vorangehenden Vorschriften nur Abschnitt II Untertitel 3 sowie die 
§§ 31 c, 35 a und 37 Abs. 3 Anwendung. Im übrigen gelten für sie die nachfolgenden 
Bestimmungen. 
§ 58 Abs. 3. Bei der Ausmittlung der Baukosten fallen, ausserordentliche Verhältnisse 
vorbehalten, die Kosten für Strassenteile ausser Ansatz, die nicht durch das allgemeine 
Verkehrsbedürfnis bedingt sind. 
§ 58 a. Ausser den ordentlichen Beiträgen des Staates an Bau und Korrektion ihrer 
Strassen haben die Städte Zürich und Winterthur Anteil am Reinertrag der 
Motorfahrzeuggebühren. Für die Berechnung der ihnen zufallenden Beträge ist die 
Länge der Strassen I. und II. Klasse auf ihrem Gebiete massgebend. Die Stadt Zürich 
erhält für den Kilometer den zweieinhalbfachen, die Stadt Winterthur den zweifachen 
Betrag des dem Staat für den Kilometer zufallenden Betreffnisses. 
Diese Beiträge müssen für den Bau und die Korrektion der städtischen Strassen I. 
Klasse verwendet werden. 
Die Städte Zürich und Winterthur haben über die ihnen zufallenden Beträge besondere 
Rechnung zu führen und über ihre Verwendung dem Regierungsrat jährlich Bericht zu 
erstatten. 
§ 60 Abs. 2. Soweit diese Strassen für den Verkehr die Bedeutung von Strassen I. und 
II. Klasse haben, leistet der Staat den Städten Zürich und Winterthur jährliche Beiträge, 
die den für diese Strassenklassen vorgeschriebenen Staatsleistungen entsprechen. 

Art. II 
Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes werden bestehende Trottoire an Strassen I. Klasse 
ausserhalb der Städte Zürich und Winterthur öffentliche Sache des Staates und gehen 
in sein Eigentum über. // [S. 455] 

Art. III 
Dieses Gesetz tritt nach der Annahme durch die Stimmberechtigten und nach der 
amtlichen Veröffentlichung des kantonsrätlichen Erwahrungsbeschlusses auf den vom 
Regierungsrate zu bestimmenden Zeitpunkt in Kraft. 
Der Regierungsrat erlässt die notwendigen Übergangsbestimmungen. 
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Der Kantonsrat, 
nach Einsichtnahme des Berichtes seines Büros über das Ergebnis der 
Volksabstimmung vom 26. Mai 1963, 
wonach sich ergibt:  
Zahl der Stimmberechtigten 267115 
Eingegangene Stimmzettel 163159 
Annehmende Stimmen 123117 
Verwerfende Stimmen 23915 
Ungültige Stimmen 26 
Leere Stimmen 16101 
beschliesst: 
Die Referendumsvorlage «Gesetz über die Abänderung und Ergänzung des Gesetzes 
betreffend das Strassenwesen vom 20. August 1893» wird als vom Volke 
angenommen erklärt. 
 
Zürich, den 10. Juni 1963. 
 
Im Namen des Kantonsrates, 
Der Präsident: 
E. Weber 
Der Sekretär: 
E. Stutz 
 
 
[Transkript: OCR (Überarbeitung: jsn)/18.08.2015] 
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